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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1955/75 über die Erstattungen bei der Erzeugung für Getreide und Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. . . ./75 2), insbesondere 
auf Artikel 11 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. . . insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1955/75®) des Rates 
vom 22. Juli 1975 setzt Erstattungen für bestimmte 
Erzeugnisse, die zur Stärkeherstellung verwendet 
werden oder für die Herstellung von Glukose be- 
stimmt sind, sowie für Kartoffelstärke fest, setzt je- 
doch keine Erstattung bei der Erzeugung für Grob- 
grieß und Feingrieß von Mais zur Verwendung im 
Brauereigewerbe bei der Bierbereitung fest. 

Das Fehlen der Erstattung bei der Erzeugung für 
Grobgrieß und Feingrieß von Mais zur Verwendung 
im Brauereigewerbe bei der Bierbereitung kann un- 
ter Umständen das Gleichgewicht zwischen den 
Kosten für die Belieferung des Brauereigewerbes 
mit Maisstärke auf der einen und mit Grobgrieß und 
Feingrieß von Mais auf der anderen Seite gefähr- 
den. Es ist daher notwendig, eine Erstattung bei 
der Erzeugung für Grobgrieß und Feingrieß von 
Mais für die genannten Verwendungszwecke festzu- 
setzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 29. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 200 
vom 31. Juli 1975, S. 1 
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Artikel 1 

Artikel 4 und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1955/75 
erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren für Mais, der von 
der Maisindustrie zur Herstellung von Grobgrieß 
und Feingrieß von Mais verwendet wird, welcher 
im Brauereigewerbe bei der Bierbereitung ein- 
gesetzt wird, eine Erstattung bei der Erzeugung 
von 10,00 Rechnungseinheiten pro Tonne, gege- 
benenfalls abzüglich des Beitrittsausgleichs- 
betrags für Mais. 

2. Die Mitgliedstaaten gewähren eine Erstattung 
bei der Erzeugung von Grobgrieß und Feingrieß 
von Mais zur Herstellung von Glukose der Tarif- 
stelle 17.02 B II des Gemeinsamen Zolltarifs®) 
nach dem Verfahren der sogenannten „direkten 
Hydrolyse". 

Die Erstattung bei der Erzeugung für Grobgrieß 
und Feingrieß für diesen Verwendungszweck be- 
trägt 10,00 Rechnungseinheiten je Tonne - gege- 
benenfalls abzüglich des anzuwendenden Bei- 
trittsausgleichsbetrags für Mais - multipliziert 
mit dem Koeffizienten 1.23. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Vor- 
kehrungen, damit die in Artikel 4 genannten Erstat- 
tungen nur für die im Brauereigewerbe zur Bier- 
bereitung oder von der Glukoseindustrie in der Ge- 
meinschaft tatsächlich verwendeten Mengen an 
Grobgrieß und Feingrieß von Mais gewährt werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

6) Für die Erzeugnisse der Tarifstelle Nr. 17.02 B I gilt 
gemäß der Verordnung Nr. 189/67/EWG die gleiche 
Regelung wie für die Erzeugnisse der Tarifstelle 17.02 
B II. 
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Finanzbogen 


Anhang zum Dokument . . . 
Datum 22. 10. 1975 


1. Haushaltsposten: Posten 6012 (Erstattung bei der Erzeugung) 

2. Bezeichnung des Vorhabens: Entwurf einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1955/75 von der Erstattung bei der Erzeugung für Getreide und Reis 

3. Juristische Grundlage: Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 

Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung Nr. 359/67/EWG 


4. Ziele des Vorhabens: Fortsetzung der Erstattung bei der Erzeugung für Mais, der zur Erzeugung von 
Grob- und Feingrieß für die Bierherstellung verwendet wird 


5.0 Ausgaben 

zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 

Wirtschaftsjahr 

Laufendes 
Haushaltsjahr ( ) 

Kommendes 
Haushaltsjahr ( ) 

zu Lasten nationaler Verwaltungen 
zu Lasten anderer nationaler Sektoren 

4,3 Mio RE 


4,3 Mio RE 


5.1 

Vorausschau Jahr 1976 Jahr 1977 Jahr 1978 

Mio RE Mio RE Mio RE 


5.2 Berechnungsmethode 430,000 TX 10 RE 

6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

JA 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

JA 

Anmerkungen: (1) Aufgrund der Substituierungsmöglichkeit dieser Erzeugnisse im Bierherstellungs- 
verfahren ist die Auswirkung auf den Haushalt wahrscheinlich unter der angegebenen Zahl. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25, November 1975 - 114 - 680 70-E-Ge 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11, November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermitielt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Ziel der vorgesdilagenen Änderung ist die Fest- 
setzung einer Erstattung bei der Erzeugung für Mais 
zur Herstellung von Grob- und Feingrieß für 
Brauereizwecke. 

2. Das Dokument COM (75) 327 vom 26. Juni 1975 
mit Vorschlägen für eine Änderung der Verordnun- 
gen Nr. 120/67/EWG und Nr. 3591/67/EWG und für 
eine neue Verordnung über die Erstattungen bei der 
Erzeugung für Getreide und Reis, enthielt auch einen 
Vorschlag der Kommission über die Gewährung von 
Erstattimgen bei der Erzeugung von Grob- und Fein- 
grieß aus Mais und für Bruchreis zu Brauerei- 
zwecken. Der hier vorgeschlagene Erstattungsbetrag 
war der gleiche wie für Mais bzw. Bruchreis zur 
Herstellung von Stärke. 

3. Bevor diese Erzeugungserstattung jedoch fest- 
gesetzt werden konnte, war es notwendig, die Vor- 
aussetzungen dazu in den Verordnungen Nr. 120/67/ 
EWG und Nr. 359/67/EWG zu schaffen (siehe Doku- 
ment COM [75] 327). Änderungen dieser Verord- 
nungen erfordern aber die Stellungnahme des Parla- 
ments. In seiner Sitzung vom 26. September 1975 
lehnte es das Parlament ab, einen vom Landwirt- 
schaftsausschuß gefaßten Entschließungsantrag anzu- 
nehmen. 


4. Der vorliegende Vorschlag sieht gegenüber dem 
in Dokument (COM [75]) enthaltenen insofern eine 
Änderung vor als für Bruchreis zur Bierherstellung 
keine Erstattung mehr vorgeschlagen wird. Die Ge- 
nehmigung einer solchen Erstattung würde nämlich 
den aufgrund der augenblicklichen Marktverhält- 
nisse ohnehin schon bestehenden Wettbewerbs vor- 
teil für Bruchreis gegenüber den konkurrierenden 
Erzeugnissen noch verstärken. 

5. Die Beibehaltung einer Erstattung bei der Er- 
zeugung für Mais zur Grießherstellung in gleicher 
Höhe der Erstattung für Mais zur Stärkeherstellung 
wird vorgeschlagen, weil eine Streichung oder Sen- 
kung der ersteren bei gleichzeitiger Äufrechterhal- 
tung der letzteren die Wettbewerbsfähigkeit von 
Grob- und Feingrieß gegenüber der Stärke als Roh- 
stoff für die Bierbrauereien ernsthaft beeinträchtigen 
wird. Beide Erzeugnisse sind im Brauprozeß sub- 
tituierbar, so daß die Gewährung der Erstattung für 
nur ein Erzeugnis diesen einen beträchtlichen Vor- 
teil verschaffen würde. 

6. Die Vorschläge zur Änderung der Verordnungen 
Nr. 120/67/EWG und Nr. 359/67/EWG bleiben unver- 
ändert. 

Äufgrund der Subtituierbarkeit dieser Produkte im 
Brauprozeß kann angenommen werden, ^daß dieser 
Vorschlag keine Äuswirkungen auf den Haushalt 
haben wird. 
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